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14.
Verfassungsgerichtshof zur Stimmabgabe 

vor der Sonderwahlbehörde und zur Freiheit der Wahlen

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis vom
14. Dezember 2004, Zahl WI-2/04, der Anfechtung der
Gemeinderatswahl in der Marktgemeinde F. in Folge
Rechtswidrigkeit des Wahlverfahrens hinsichtlich der
Stimmabgabe vor der Sonderwahlbehörde und wegen
Verletzung der verfassungsgesetzlich verbürgten Frei-
heit der Wahlen durch Einflussnahme des Gemeinde-
vorstandes als Organ der Gemeinde auf die Wahlwer-
bung mit einer Aussendung an alle Haushalte stattge-
geben und das Wahlverfahren von der Ausschreibung
der Wahl an aufgehoben.

Der Verfassungsgerichtshof 
führte in seinen Entscheidungsgründen aus:

Nach Art. 141 Abs. 1 zweiter Satz B-VG kann die An-
fechtung einer Gemeinderatswahl auf die behauptete
Rechtswidrigkeit des Wahlverfahrens gegründet werden.
Einer solchen Wahlanfechtung ist dann stattzugeben,
wenn die behauptete Rechtswidrigkeit des Wahlverfah-
rens erwiesen wurde und diese darüber hinaus auch auf
das Wahlergebnis von Einfluss gewesen ist (Art. 141
Abs. 1 vorletzter Satz B-VG, § 70 Abs. 1 erster Satz
VfGG); diese (zweite) Voraussetzung ist bereits erfüllt,
wenn die Rechtswidrigkeit auf das Wahlergebnis von Ein-
fluss sein konnte (vgl. z. B. VfSlg. 14.556/1996 mwH).

Auf das Wesentliche zusammengefasst wird in der
vorliegenden Wahlanfechtung behauptet, es sei im Wahl-

verfahren vor der Sonderwahlbehörde zu Rechtswidrig-
keiten gekommen, eine im Postweg vor der Wahl ver-
breitete „Richtigstellung des Gemeindevorstandes zu
den falschen Aussagen des Sch. R. in seiner Wahlwer-
bung“ stelle einen rechtswidrigen Eingriff eines Ge-
meindeorgans in die Wahlwerbung dar; jede dieser
Rechtswidrigkeiten sei auch von Einfluss auf das Wahl-
ergebnis gewesen.

Im Einzelnen ergibt sich dazu Folgendes:

Zu 
Wahlverfahren 

vor der Sonderwahlbehörde

Dazu bringt die anfechtende Partei in ihrer Anfech-
tungsschrift Folgendes vor:

„Im Bereich der Sonderwahlbehörde kam es darüber
hinaus zu weiteren Rechtswidrigkeiten des Wahlverfah-
rens, was umso schwerer wiegt, weil die Wählerinnen
und Wähler in diesem Bereich aufgrund ihres Alters den
1925 geborenen Erstgereihten der Beschwerdeführerin
ganz besonders schätzen und es nahe liegt, dass diese
Rechtswidrigkeiten bewusst in Kauf genommen wur-
den, um die Wahlchancen seiner Liste 7 zu beeinträch-
tigen.

Zunächst wurden in das Wählerverzeichnis der Son-
derwahlbehörde entgegen § 34 TGWO auch rund
50 Wahlberechtigte, die ohne weiteres das zuständige
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Wahllokal hätten aufsuchen können, aufgenommen,
nämlich ausnahmslos alle Insassen (rund 60 Personen)
des Altersheims F. Nur rund zehn Personen, die in die-
ses Wählerverzeichnis aufgenommen wurden, waren aus
Alters- oder Krankheitsgründen nicht dazu in der Lage,
ihr Wahlrecht im Wahllokal auszuüben, die Übrigen ha-
ben zu Unrecht ihre Stimme im Rahmen der Stimmab-
gabe vor der Sonderwahlbehörde abgegeben. Die Auf-
nahme in das Wählerverzeichnis erfolgte gesetzwidrig
auch offensichtlich nicht auf Antrag, sondern von Amts
wegen.

Im Rahmen der Stimmabgabe wurden weiters die Be-
stimmungen der §§ 53 ff TGWO nicht eingehalten. Für
das Altersheim war, obwohl § 53 TGWO das ausdrück-
lich vorsieht, kein eigener Wahlsprengel gebildet. In
einem solchen hätten die gehfähigen Bewohner ihre
Stimme im Wahllokal abzugeben gehabt. Anlässlich der
Stimmabgabe begab sich nun die Sonderwahlbehörde 
ins Altersheim, es wurden in der Folge alle gehfähigen
Bewohner allein vom Sprengelwahlleiter ohne Beisein
der Beisitzer in ihren Zimmern aufgesucht, zur Wahl zu-
gelassen und keinerlei Vorkehrungen getroffen, die im
§ 54 TGWO vorgesehen sind, um das Wahlgeheimnis zu
wahren. Im Gegenteil: Nicht etwa die Sonderwahlbe-
hörde insgesamt begab sich zur Stimmabgabe in die Zim-
mer sowohl der gehfähigen als auch der bettlägerigen
Bewohner, sondern nur der Sprengelwahlleiter. Es
wurde kein Wandschirm oder dergleichen aufgestellt
und nur der Sprengelwahlleiter nahm die Stimmen ent-
gegen, wobei die Wählerinnen und Wähler vor den
Augen des Wahlleiters ihr Kreuz zu machen hatten, was
in eklatanter Weise gegen das Gesetz verstößt. Weder
war das Wahlgeheimnis gewahrt, noch wurde dem Ge-
setzesbefehl der Stimmabgabe vor der Wahlbehörde ent-
sprochen. Dem Zustellungsbevollmächtigten der Liste 7
wurde der Zutritt zur Wahlhandlung verwehrt. Gerade
in Altersheimen kommt es sehr darauf an, auch nicht
den geringsten Eindruck eines Druckes auf die Bewoh-
ner, die sich der Mehrheitspartei in einer Gemeinde na-
turgemäß, weil sie mit ihr den Heimerhalter gleichset-
zen, verpflichtet fühlen, zu erwecken, weshalb der
gegenständliche Vorgang die Stimmabgabe gesetzwidrig
macht. Darüber hinaus haben ca. 50 Personen ihre
Stimme auf diese Weise abgegeben, denen Gelegenheit
gegeben hätte werden müssen, im Wahllokal geheim ab-
zustimmen. Bei 62 abgegebenen Stimmen ist ein ent-
scheidender Einfluss auf das Wahlergebnis insbesondere
im Hinblick auf die bereits eingangs erwähnte Alters-
struktur nahe liegend.“

Die Gemeindewahlbehörde hält dem in ihrer Gegen-
schrift Folgendes entgegen:

„Bis zum Jahre 1996 wurden die Wahlsprengel in F.
in fünf Wahlsprengel und in eine Sonderwahlbehörde
eingeteilt, wobei der Wahlsprengel 5 im Altenwohnheim
ausschließlich für die Bewohner des Altenwohnheimes
eingerichtet war. Die Mitglieder der Wahlbehörde 5 und
jene der Sonderwahlbehörde waren immer identisch,
sodass die Mitglieder der Wahlbehörde 5 nach Beendi-
gung der Wahlhandlung im Altenwohnheim und der
Auszählung des Ergebnisses die Aufgabe der Sonder-
wahlbehörde übernahmen. Da im Gesetz grundsätzlich
nicht vorgesehen ist, dass eine Wahlbehörde die Aufga-
ben einer Sprengel- und einer Sonderwahlbehörde über-
nimmt und die Einrichtung einer Wahlbehörde aus-
schließlich für die Bewohner des Altenwohnheimes aus
verwaltungsökonomischen Gründen nicht mehr zweck-
mäßig erschien, wurde im Jahr 1998 nach Beratung im
Gemeinderat und in der Gemeindewahlbehörde der
Beschluss gefasst, dass es den Bewohnern des Alten-
wohnheimes nach wie vor ermöglicht werden sollte, im
Altenwohnheim ihre Stimme abzugeben. Somit wurde
der Beschluss gefasst, dass die Bewohner des Alten-
wohnheimes in Zukunft von der Sonderwahlbehörde
aufgesucht werden; diesem Beschluss ist auch die Ge-
meindewahlbehörde in ihrer Sitzung am 2. Dezember
2003 wieder gefolgt; diese Sprengeleinteilung hat einer-
seits den Vorteil, dass das Wahlverhalten der Wähler in
einer kleinen Wahlbehörde mit ca. 40 Stimmen über-
haupt nicht mehr nachvollzogen werden kann und so-
mit den Grundsatz des Wahlgeheimnisses fördert, an-
dererseits müssen die Bewohner nicht den oft be-
schwerlichen Weg in den Wahlsprengel I hinter sich brin-
gen, um wählen zu können. Im Altenwohnheim F. sind
ständig zwischen 28 und 34 Personen in der Pflegesta-
tion untergebracht, der Rest im Wohnheimbereich. Bei
der Gemeinderatswahl waren insgesamt 54 Bewohner
des Altenwohnheimes wahlberechtigt, sodass der Weg
zu einem Wahlsprengel ca. 20–26 Personen zugemutet
hätte werden können. Wenn diese Personen ihr Wahl-
recht lieber im zuständigen Wahlsprengel ausgeübt hät-
ten, so wären sie daran keineswegs gehindert worden.
Vielmehr wird jedem einzelnen Bewohner vom Leiter
des Altenwohnheimes im Vorhinein mitgeteilt, dass die
Wahlbehörde am Sonntag wieder ins Altenwohnheim
kommt und er seine Stimme im Altenwohnheim abge-
ben kann. Am Wahltag tritt die Sonderwahlbehörde zu-
sammen und befragt unter Aufsicht des Leiters des Al-
tenwohnheimes jeden Einzelnen, ob er seine Stimme ab-



M Ä R Z  2 0 0 5 M E R K B L AT T  F Ü R  D I E  G E M E I N D E N  T I R O L S 3

geben will. Ist dies der Fall, so wird dem Wähler das
Wahlkuvert in seinem Zimmer übergeben und die Wahl-
behörde entfernt sich aus dem Zimmer, bis der Stimm-
zettel in das Kuvert gelegt worden ist. Sodann betritt die
Wahlbehörde das Zimmer erneut und lässt das Wahl-
kuvert in die Wahlurne werfen. Jedenfalls wird bei jeder
einzelnen Stimmabgabe durch diverse Vorkehrungen
und Hilfestellungen darauf geachtet, dass der Wähler die
Stimmabgabe unbeobachtet vornehmen kann. Gegen-
über der Stimmabgabe im eigenen Wahlsprengel Alten-
wohnheim, der im Übrigen gemäß § 2 TGWO nur auf-
grund einer Kannbestimmung eingerichtet werden kann
und keine zwingende Bestimmung darstellt, ergeben
sich daher für die Bewohner des Altenwohnheimes, die
früher auch zur Hälfte ihre Stimme im Wahlsprengel und
zur Hälfte in den Zimmern abgegeben haben, keinerlei
Änderungen, die nur im Geringsten einen Einfluss auf
das Wahlergebnis haben könnten.

Zu den Ausführungen in der Wahlanfechtung sei an-
geführt,

• dass die Liste mit Sch. R. im Jahr 1992, als im Alten-
wohnheim letztmalig ein eigener Sprengel eingerich-
tet war, insgesamt lediglich drei von 39 abgegebenen
Stimmen erhielt und damit die Behauptung, dass die
Wählerinnen und Wähler in diesem Bereich aufgrund
ihres Alters den 1925 geborenen Erstgereihten der
Beschwerdeführerin ganz besonders schätzen, völlig
ins Leere geht (der Beschwerdeführer hatte damals mit
66 Jahren auch schon ein Alter, mit dem man vermu-
ten könnte, dass ihn ältere Wähler, die ihn schätzen,
eher wählen würden, was jedoch nicht der Fall war);

• dass die Aufnahme der Insassen des Altenwohnhei-
mes in das Verzeichnis der Sonderwahlbehörde de facto
auf Antrag des Leiters des Altenwohnheimes erfolgt
und die Bewohner davon im Vorhinein in Kenntnis
gesetzt werden; sollte jemand den Wunsch äußern, im
zuständigen Sprengel wählen zu wollen, so würde
diese Person nicht in das Verzeichnis der Sonder-
wahlbehörde aufgenommen. Die Aufnahme in dieses
Verzeichnis erfolgt daher über mündlichen Antrag des
Leiters des Altenwohnheimes genau so wie es im
Gesetz vorgesehen ist und wie auch ein naher Ange-
höriger für seinen Angehörigen, der von der Sonder-
wahlbehörde aufzusuchen ist, einen Antrag auf Auf-
nahme in das Verzeichnis für bettlägrige Wähler
mündlich einbringen kann. Die Aufnahme in dieses
Wählerverzeichnis erfolgte daher zurecht und hatte
keinerlei Auswirkungen auf das Wahlverhalten oder

das Wahlergebnis – im Gegenteil – durch die Mög-
lichkeit der Stimmabgabe vor der Sonderwahlbehörde
wird der Grundsatz des Wahlgeheimnisses im Ver-
hältnis zur Einrichtung eines eigenen Wahlsprengels
im Altenwohnheim wesentlich verbessert;

• dass weder § 53 noch § 2 TGWO vorsieht, dass für
Altenwohnheime eigene Wahlsprengel gebildet wer-
den müssen;

• dass in keinem Fall der Wahlleiter der Sonderwahlbe-
hörde die Wähler ohne Beisein der Beisitzer in ihren
Zimmern aufgesucht hat, sondern die Stimmabgabe
entsprechend den oben beschriebenen Ausführungen
und entsprechend den Bestimmungen des § 54 TGWO
vorgenommen wurde;

• dass dem Zustellungsbevollmächtigten der Liste 7 der
Zutritt verweigert wurde, weil er sich nur für die Wahl-
sprengel I, II, III und IV, nicht jedoch für die Sonder-
wahlbehörde als Vertrauensperson genannt hat. Hätte
er sich auch für die Sonderwahlbehörde als Vertrau-
ensperson genannt, wäre er naturgemäß bei der Wahl-
handlung dabei gewesen und müsste nicht mit Vermu-
tungen nach einem wahlwidrigen Verhalten suchen;

• dass schon allein durch die Tatsache, dass die Sonder-
wahlbehörde aus Mitgliedern von ÖVP und SPÖ be-
stand (16 von 17 Gemeinderäten gehörten diesen
Fraktionen an), Vorkehrung getroffen wurde, dass die
geheime Abstimmung jedes Wählers bestmöglich er-
füllt wird.

Aus diesen Gründen kann es durch die Stimmabgabe
der Bewohner des Altenwohnheimes vor der Sonder-
wahlbehörde zu keinem Einfluss auf das Wahlergebnis
gekommen sein.“

Der Gegenschrift ist eine „Erklärung der Sonder-
wahlbehörde (die von den Mitgliedern dieser Behörde
unterfertigt ist) zur Stimmabgabe der Wähler bei den
Gemeinderatswahlen am  7. März 2004“ angeschlossen,
die wie folgt lautet:

„Am Wahltag ist die Sonderwahlbehörde um 7.30 Uhr
zusammen getreten und hat sich zuerst ins Altenwohn-
heim begeben. Der Pflegedienstleiter des Altenwohn-
heimes befragte gemeinsam mit der Wahlbehörde jeden
Einzelnen, ob er seine Stimme abgeben will. Wollte der
Wahlberechtigte seine Stimme abgeben, so wurde ihm
das Wahlkuvert in seinem Zimmer übergeben und die
Wahlbehörde entfernte sich aus dem Zimmer, bis der
Stimmzettel in das Kuvert gelegt wurde. Sodann betrat
die Wahlbehörde das Zimmer erneut und ließ das Wahl-
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kuvert in die Wahlurne werfen. Bei Personen, die auf-
grund ihres Gesundheitszustandes nicht ansprechbar
waren, haben der Leiter der Pflegestation und die Son-
derwahlbehörde entschieden, dass diese Personen nicht
wählen wollten bzw. konnten diese Personen aufgrund
ihres Gesundheitszustandes ihre Stimme nicht abgeben.
Dies war bei insgesamt sieben Personen der Fall.

Es wurde bei jeder einzelnen Stimmabgabe sowohl im
Altenwohnheim als auch bei den anderen bettlägerigen
Personen durch diverse Vorkehrungen und Hilfestel-
lungen besonders darauf geachtet, dass der Wähler die
Stimmabgabe unbeobachtet vornehmen konnte und das
Wahlgeheimnis gewahrt wurde. In keinem Fall waren
Mitglieder der Sonderwahlbehörde bei der Stimmab-
gabe im Zimmer des Wählers.“

Die anfechtende Partei ist mit ihrem oben wiederge-
gebenen Vorbringen aufgrund der nachstehenden Über-
legungen im Recht.

Im vorliegenden Zusammenhang sind die nachfol-
gend – z. T. bloß auszugsweise – wiedergegebenen Be-
stimmungen der TGWO von Bedeutung:

„§ 2
Wahlsprengel

(1) Jede Gemeinde bildet mindestens einen Wahl-
sprengel.

(2) In Gemeinden mit mehr als 500 Wahlberechtig-
ten oder mit größerer räumlicher Ausdehnung kann die
Gemeindewahlbehörde mehrere Wahlsprengel bilden,
um den Wahlberechtigten die Ausübung des Wahlrech-
tes zu erleichtern. Weiters kann die Gemeindewahlbe-
hörde für Krankenanstalten, Heime und ähnliche Ein-
richtungen Wahlsprengel bilden.

(3) Ein Wahlsprengel nach Abs. 2 darf in der Regel
nicht weniger als 30 und nicht mehr als 1.000 Wahlbe-
rechtigte umfassen.

§ 15
Sonderwahlbehörden

(1) In jeder Gemeinde ist mindestens eine Sonder-
wahlbehörde für die Ausübung des Wahlrechtes durch
Wahlberechtigte, denen es aus Alters-, Krankheits- oder
ähnlichen Gründen nicht möglich ist, ihr Wahlrecht in
einem Wahllokal auszuüben, zu bilden. Bei Bedarf kann
die Gemeindewahlbehörde mehrere Sonderwahlbehör-
den bilden. In diesem Fall hat sie für jede Sonderwahl-
behörde den Bereich festzulegen, in dem diese ihre
Tätigkeit auszuüben hat.

§ 25
Ort der Eintragung

(1) Jeder Wahlberechtigte ist in das Wählerverzeich-
nis jenes Wahlsprengels einzutragen, in dem er am Stich-
tag seinen Hauptwohnsitz hat.

(2) Jeder Wahlberechtigte darf in einer Gemeinde nur
in einem Wählerverzeichnis eingetragen sein.

§ 33
Teilnahme an der Wahl,

Ort der Ausübung des Wahlrechtes

(1) An der Wahl des Gemeinderates und des Bürger-
meisters dürfen nur Wahlberechtigte teilnehmen, deren
Namen in den abgeschlossenen Wählerverzeichnissen
enthalten sind.

(3) Jeder Wahlberechtigte hat sein Wahlrecht grund-
sätzlich im Wahllokal jenes Wahlsprengels auszuüben,
in dessen Wählerverzeichnis er eingetragen ist, soweit
im § 53 Abs. 2 und im § 54 nichts anderes bestimmt ist.

§ 34
Antrag auf Ausübung des Wahlrechtes

vor Sonderwahlbehörden

(1) Anspruch auf Ausübung des Wahlrechtes vor
einer Sonderwahlbehörde haben Wahlberechtigte, denen
es aus Alters-, Krankheits- oder ähnlichen Gründen am
Wahltag nicht möglich ist, ihr Wahlrecht im zuständi-
gen Wahllokal auszuüben.

(2) Der Antrag auf Ausübung des Wahlrechtes vor
einer Sonderwahlbehörde ist spätestens am dritten Tag
vor dem Wahltag mündlich oder schriftlich bei der
Gemeinde zu stellen. Im Antrag sind der Grund nach
Abs. 1 und der genaue Ort, an dem der Wahlberechtigte
von der Sonderwahlbehörde aufgesucht werden soll,
anzugeben. Im Zweifelsfalle hat der Wahlberechtigte das
Vorliegen eines Grundes nach Abs. 1 oder die medizi-
nische Unbedenklichkeit der Ausübung des Wahlrech-
tes nachzuweisen.

(3) Die Sonderwahlbehörde ist nicht verpflichtet,
Wahlberechtigte am Wahltag aufzusuchen, wenn der im
Antrag nach Abs. 2 angegebene Ort insbesondere in-
folge der am Wahltag bestehenden Straßen- oder Witte-
rungsverhältnisse schwer oder gar nicht erreichbar ist,
oder wenn das Aufsuchen des Wahlberechtigten mit
einer Gefahr für das Leben oder die Gesundheit der
Mitglieder der Sonderwahlbehörde verbunden oder aus
sonstigen triftigen Gründen innerhalb der Wahlzeit
nicht möglich ist.
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(4) Der Antragsteller ist rechtzeitig auf geeignete
Weise davon zu verständigen, ob er sein Wahlrecht vor
der Sonderwahlbehörde ausüben kann oder nicht.

(5) Die Gemeinde hat die Namen der Wahlberech-
tigten, die von der Sonderwahlbehörde aufzusuchen
sind, und ihren Aufenthaltsort am Wahltag in ein Ver-
zeichnis aufzunehmen und im Wählerverzeichnis beim
betreffenden Wahlberechtigten in der Spalte ,Anmer-
kung‘ das Wort ,Sonderwahlbehörde‘ einzutragen. Das
Verzeichnis ist spätestens am zweiten Tag vor dem Wahl-
tag der zuständigen Sonderwahlbehörde zu übermitteln.

(6) Wahlberechtigte, die in einem Verzeichnis nach
Abs. 5 eingetragen sind, dürfen ihr Wahlrecht nur vor
der Sonderwahlbehörde ausüben. Fällt der Grund nach
Abs. 1 noch vor dem Wahltag weg, so hat der Wahlbe-
rechtigte die Gemeinde hievon unverzüglich zu ver-
ständigen. Dies gilt auch, wenn der Wahlberechtigte aus
wichtigen, insbesondere medizinischen Gründen, sein
Wahlrecht nicht ausüben kann. In diesem Fall ist der
Wahlberechtigte aus dem Verzeichnis nach Abs. 5 zu
streichen. Ebenso ist im Wählerverzeichnis beim be-
treffenden Wahlberechtigten das Wort ,Sonderwahlbe-
hörde‘ zu streichen.

§ 53
Ausübung des Wahlrechtes in Krankenanstalten,

Heimen und ähnlichen Einrichtungen

(1) In den für Krankenanstalten, Heime und ähnliche
Einrichtungen gebildeten Wahlsprengeln haben die
Wahlberechtigten, soweit sie dazu in der Lage sind, ihr
Wahlrecht im Wahllokal dieses Wahlsprengels auszuüben.

(2) Die nach Abs. 1 zuständige Sprengelwahlbehörde
hat sich mit ihren Hilfsorganen und den Vertrauensper-
sonen zum Zweck der Stimmabgabe durch die übrigen
Wahlberechtigten auch in deren Liegeräume zu begeben.

(3) Bei der Durchführung der Wahlhandlung nach
Abs. 2 ist durch entsprechende Einrichtungen dafür zu
sorgen, dass der Wähler unbeobachtet die Stimmzettel
ausfüllen und in das Wahlkuvert legen kann. Der Vor-
gang der Stimmabgabe ist in der Niederschrift zu beur-
kunden.

(4) In Anstalten unter ärztlicher Leitung kann diese
den einzelnen Wahlberechtigten die Ausübung des Wahl-
rechtes aus wichtigen medizinischen Gründen untersagen.

§ 54
Ausübung des Wahlrechtes 
vor Sonderwahlbehörden

(1) Die Sonderwahlbehörde hat außer in den im § 34
Abs. 3 angeführten Fällen während der Wahlzeit jene

Wahlberechtigten aufzusuchen, die im Verzeichnis nach
§ 34 Abs. 5 angeführt sind.

(2) Auf die Stimmabgabe vor der Sonderwahlbehörde
ist § 52 (betreffend die Stimmabgabe vor den „allge-
meinen“ Wahlbehörden) sinngemäß anzuwenden. Ins-
besondere ist durch geeignete Vorkehrungen, wie das
Aufstellen eines Wandschirmes und dergleichen, dafür
zu sorgen, dass der Wähler unbeobachtet die Stimm-
zettel ausfüllen und in das Wahlkuvert legen kann. Der
Vorgang der Stimmabgabe ist in der Niederschrift zu be-
urkunden. Hinsichtlich der Niederschrift ist § 65 mit 
der Maßgabe anzuwenden, dass die Niederschrift die
Bezeichnung des Wahllokales, das Ergebnis der Stim-
menzählung und die Entscheidung der Wahlbehörde
über die Gültigkeit oder Ungültigkeit von Stimmzetteln
nicht zu enthalten hat.

(3) Die Sonderwahlbehörde hat sich nach der Been-
digung ihrer Tätigkeit oder nach dem Ablauf der Wahl-
zeit unverzüglich zur Gemeindewahlbehörde, in Ge-
meinden, die in Wahlsprengel eingeteilt sind, zu der von
der Gemeindewahlbehörde bestimmten Sprengelwahl-
behörde zu begeben und dieser ihren Wahlakt zu über-
geben. Die betreffende Wahlbehörde hat die ungeöffnet
übernommenen Wahlkuverts noch vor der Öffnung der
Wahlurne in diese zu werfen. Der Wahlakt der Sonder-
wahlbehörde, der aus der Niederschrift, dem Verzeich-
nis nach § 34 Abs. 5, dem Abstimmungsverzeichnis, der
Empfangsbestätigung über die Anzahl der übernom-
menen amtlichen Stimmzettel und den nicht ausgefolg-
ten amtlichen Stimmzetteln besteht, bildet einen Teil des
Wahlaktes der zur Ermittlung des Wahlergebnisses zu-
ständigen Wahlbehörde.“

Bei Auslegung dieser Bestimmungen, im Besonderen
auch des § 34 TGWO betreffend den Anspruch auf Aus-
übung des Wahlrechtes vor einer Sonderwahlbehörde,
sind die Grundsätze anzuwenden, die der Verfassungs-
gerichtshof in seiner Rechtsprechung zum Wahlverfah-
ren herausgearbeitet hat. Demnach sind die Wahlbehör-
den durch die Formalvorschriften der Wahlordnungen
streng gebunden; die Bestimmungen der Wahlordnung
müssen strikt nach ihrem Wortlaut ausgelegt werden,
soll nicht der Willkür Tür und Tor geöffnet werden (vgl.
z. B. VfSlg. 15.375/1998 mwH).

Ausgehend davon ist es aber evident, dass die von der
anfechtenden Partei behauptete, in der Gegenschrift der
Gemeindewahlbehörde gar nicht in Abrede gestellte
Vorgangsweise bei der Stimmabgabe vor der Sonder-
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wahlbehörde gesetzwidrig war: So ist es mit dem – völ-
lig eindeutigen – Wortlaut des § 34 TGWO unvereinbar,
Personen zur Ausübung des Wahlrechtes vor der
Sonderwahlbehörde zuzulassen, auf die weder die ma-
teriellen Voraussetzungen des § 34 Abs. 1, noch die for-
mellen der Abs. 2, 4 und 5 des § 34 TGWO zutreffen.
Solche Personen dürfen ihr Wahlrecht vielmehr aus-
schließlich im Wahllokal des Wahlsprengels ausüben, in
dessen Wählerverzeichnis sie eingetragen sind (s. die
ebenso eindeutige Regelung des § 33 Abs. 3 TGWO).
Die unterlassene Bildung eines eigenen Wahlsprengels
für ein Heim im Sinne des § 2 Abs. 1 zweiter Satz i. V. m.
§ 53 TGWO durch die Bildung einer Sonderwahlbe-
hörde zu „substituieren“ – darauf läuft die von der Ge-
meindewahlbehörde dargestellte Vorgangsweise näm-
lich hinaus – und es ins Belieben der/des einzelnen Wäh-
lerin/Wählers zu stellen, ob sie/er das Wahlrecht vor der
Sonderwahlbehörde ausüben will oder vor der Spren-
gelwahlbehörde, in deren Wählerverzeichnis sie/er ein-
getragen ist, ist mit den einschlägigen Regelungen der
TGWO nicht zu vereinbaren. Im Hinblick darauf er-
weisen sich die diesbezüglichen Gesetzwidrigkeitsbe-
hauptungen der anfechtenden Partei als zutreffend,
ohne dass auf das weitere – oben wiedergegebene – Vor-
bringen eingegangen werden musste.

Schließlich ist bei der im vorliegenden Fall gegebe-
nen Sach- und Rechtslage davon auszugehen, dass die
solcherart erwiesene Rechtswidrigkeit auch von Ein-
fluss auf das Wahlergebnis sein konnte. Dies deshalb,
weil bei der Verletzung einer Vorschrift der Wahlord-
nung, die – so wie hier – die Möglichkeit von Manipu-
lationen und Missbräuchen im Wahlverfahren aus-
schließen will, das Vorliegen des eingangs erwähnten
Erfordernisses jedenfalls gegeben ist, ohne dass es des
Nachweises einer konkreten – das Wahlergebnis tat-
sächlich verändernden – Manipulation bedürfte (vgl.
VfSlg. 15.375/1998 mwH).

Zu 
„Richtigstellung“ des Gemeindevorstandes

Dazu bringt die anfechtende Partei in ihrer Anfech-
tungsschrift Folgendes vor:

„Dem Bürgermeister als Leiter der gesamten Ge-
meindeverwaltung kommt im Wahlverfahren nach der
TGWO eine ganz besondere Stellung zu. Gemäß § 13
leg. cit. ist er ex lege Vorsitzender der Gemeindewahl-
behörde und zur Bestellung seines ständigen Vertreters
allein zuständig. Gemäß § 14 bestellt er die Vorsitzen-

den der Sprengelwahlbehörden und deren Stellvertreter,
ebenso gemäß § 15 die der Sonderwahlbehörden. Er
nimmt gemäß § 18 das Gelöbnis strenger Unparteilich-
keit entgegen, bestellt gemäß § 19 die Beisitzer und
Ersatzmitglieder der örtlichen Wahlbehörden und leitet
die Wählerevidenz. Ebenso ist er federführend im Be-
reich der Abwicklung des gesamten weiteren Wahlver-
fahrens tätig.

Die besondere Stellung des Bürgermeisters als Ge-
meindewahlleiter bedingt eine klare Trennung seiner
behördlichen Tätigkeit und seiner Position als Wahl-
werber.

Im 4. Abschnitt des Gesetzes vom 7. Juli 1994, mit
dem die Wahl der Organe der Gemeinde geregelt wird
(Tiroler Gemeindewahlordnung 1994 – TGWO 1994)
ist die Wahlwerbung geregelt. Aus den gesamten Be-
stimmungen der TGWO 1994 ist zu entnehmen, wel-
che Aufgaben den Gemeindeorganen, nämlich dem Bür-
germeister und dem Gemeinderat im Rahmen des Wahl-
verfahrens zukommen. Zu diesen Aufgaben gehört es
nicht, in die Wahlwerbung der einzelnen Wählergrup-
pen einzugreifen, diese zu kommentieren, richtig zu
stellen oder gar zu verzerren, durch das von den Mit-
gliedern der Wahlbehörden abgelegte Gelöbnis sind sie
zu strenger Unparteilichkeit – gegenüber allen Wahl-
werbern – verpflichtet.

Im gegenständlichen Fall haben nun die Gemeinde-
organe, und zwar der Gemeindewahlleiter Bürgermeis-
ter H. G. und der gesamte Gemeindevorstand in einer
Weise in die Wahlwerbung und damit in den Ablauf der
Gemeinderatswahlen eingegriffen, die den Aufgaben
der Gemeindeorgane anlässlich der Abwicklung einer
Gemeinderatswahl widerspricht und, da dieser Eingriff
zulasten der Beschwerdeführer ganz offensichtlich ekla-
tante Auswirkungen auf das Wahlverhalten hatte, zur
Aufhebung der Gemeinderatswahl führen muss.

Gemäß § 264 StGB macht sich ja sogar strafbar, wer
öffentlich eine falsche Nachricht über einen Umstand,
der geeignet ist, Wahl- oder Stimmberechtigte von der
Ausübung des Wahl- oder Stimmrechts in einem be-
stimmten Sinn zu veranlassen, zu einer Zeit verbreitet,
da eine Gegenäußerung nicht mehr wirksam verbreitet
werden kann.

Der Gemeindewahlleiter Bürgermeister H. G. und
die übrigen Mitglieder des Gemeindevorstandes der
Marktgemeinde F.  haben am 4. März 2004 (Donners-
tag vor der Gemeinderatswahl) auf dem amtlichen Brief-
papier der Marktgemeinde F. mit dem Gemeindewap-



M Ä R Z  2 0 0 5 M E R K B L AT T  F Ü R  D I E  G E M E I N D E N  T I R O L S 7

pen, das in dieser Form auch für alle amtlichen Kund-
machungen im Zusammenhang mit der Gemeinderats-
wahl verwendet wurde, auf Kosten der Marktgemeinde
F. die dieser Beschwerde beiliegende ,Richtigstellung 
des Gemeindevorstandes‘ zu den falschen Aussagen des
Sch. R. in seiner Wahlwerbung verbreiten lassen. Die
Verbreitung durch die Post erfolgte zu einem Zeitpunkt,
als eine Richtigstellung im Postwege nicht mehr mög-
lich war, da die Post, wie dem ebenfalls beiliegenden Aus-
zug aus den AGB der Österreichischen Post AG ent-
nommen werden kann, Info-Post Sendungen nur inner-
halb von fünf Werktagen verteilt und nach Auskunft des
Postamtes F. sogar ein noch am 4. März 2004 zur Post
gegebenes Flugblatt (wenn eine Produktion noch mög-
lich gewesen wäre) erst nach den Gemeinderatswahlen
verteilt worden wäre.

Sohin wurde auf offiziellem Briefpapier der Markt-
gemeinde F. , mit dem Gemeindewappen, mit der Unter-
schrift des Herrn Bürgermeisters und Gemeindewahl-
leiters und der Unterschrift sämtlicher übrigen Ge-
meindevorstandsmitglieder zu einem Zeitpunkt der
Wahlwerber R. Sch. (bezeichnet als Sch. R. und in der
gesamten Gemeinde als solcher bekannt) ausdrücklich
falscher Aussagen bezichtigt, wobei die im beiliegenden
Flugblatt des Gemeindewahlleiters und der Gemeinde-
vorstandsmitglieder enthaltenen Aussagen zwar im Ver-
fahren vor dem Verfassungsgerichtshof auf ihren Wahr-
heitsgehalt nicht geprüft werden können, aber in ekla-
tanter Weise wahrheitswidrig sind.

Im Übrigen stellt sich der Vorwurf gegenüber einem
Wahlwerber und Spitzenkandidaten, er habe falsche
Aussagen getätigt, wenn er in einem amtlichen Schrei-
ben der Gemeinde erhoben und vom Gemeindewahllei-
ter sowie allen Mitgliedern des Gemeindevorstandes
unterfertigt ist, als eine im Wahlverfahren unzulässige,
das Wahlverfahren verfälschende Vorgangsweise zu-
mindest eines Gemeindeorgans, nämlich des Bürger-
meisters und Gemeindewahlleiters dar, die umso schwe-
rer wiegt, weil dem Bürgermeister im Bereich der Ab-
wicklung der Gemeinderatswahlen ganz genaue Auf-
gaben zugewiesen sind. Im Übrigen haben die Mitglie-
der der Wahlbehörden das Gelöbnis strenger Unpartei-
lichkeit und gewissenhafter Erfüllung ihrer Amts-
pflichten abzulegen und ist die vom Gemeindewahllei-
ter unterfertigte ,Richtigstellung‘ mit der den Wahlbe-
hörden auferlegten strengen Unparteilichkeit in keiner
Weise zu vereinbaren.

Letztlich wäre der in der Richtigstellung wahrheits-
widrig der falschen Aussagen bezichtigte Wahlwerber

R. Sch. dazu in der Lage gewesen, jede einzelne der in
der Aussendung des Gemeindewahlleiters und des Ge-
meindevorstandes aufgestellten wahrheitswidrigen Be-
hauptungen noch vor der Wahl zu widerlegen, wenn das
amtliche Flugblatt nicht erst am Donnerstag vor der
Wahl zu einem Zeitpunkt, zu dem eine Reaktion nicht
mehr möglich war, zugestellt worden wäre. Die Be-
schwerdeführer verweisen diesbezüglich auf das eben-
falls beiliegende Flugblatt, das allerdings in Anbetracht
der oben bereits geschilderten Umstände nicht mehr
vor der Gemeinderatswahl an die Bevölkerung von F.
zur Verteilung gebracht werden konnte.

Zusammenfassend ergibt sich, dass durch die Be-
zichtigung der falschen Aussagen gegenüber einem
Wahlwerber durch Organe der Wahlbehörden bzw.
durch die mit der Durchführung der Gemeinderatswahl
nach dem Gesetz beauftragte Gebietskörperschaft
Marktgemeinde F. in mehrfacher Hinsicht gegen die
Bestimmungen der TGWO 1994, insbesondere das
Objektivitätsgebot, das für den Gemeindewahlleiter
aber auch die übrigen Gemeindeorgane und natürlich für
die Gemeinde selbst gilt, verstoßen wurde und dass der
Gemeindewahlleiter und Bürgermeister und die Markt-
gemeinde F. durch ihren Gemeindevorstand zu einem
Zeitpunkt, zu dem eine Richtigstellung nicht mehr mög-
lich war, falsche Aussagen verbreitet haben, die, wie sich
aus dem Ergebnis zeigt, in entscheidender Weise das
Wahlergebnis verfälscht und zur Folge gehabt haben,
dass zumindest der Listenführer der Beschwerdeführe-
rin, der langjähriges Mitglied des Gemeinderates war,
nicht mehr gewählt wurde.“

Die Gemeindewahlbehörde hält dem in ihrer Gegen-
schrift Folgendes entgegen:

„Wie in der Wahlanfechtung richtigerweise angeführt
ist, regelt der 4. Abschnitt der TGWO die Bestimmun-
gen über die Wahlwerbung; darunter fällt:

• gemäß § 35 die Kundmachung der Anzahl der zu wäh-
lenden Gemeinderatsmitglieder sowie die Vorausset-
zungen für die Einbringung der Wahlvorschläge,

• gemäß § 36 Bestimmungen über die Unterscheidbar-
keit von Wählergruppen,

• gemäß § 37 Bestimmungen über die Koppelung von
Wahlvorschlägen,

• gemäß § 38 Bestimmungen über die Zurückziehung
von Wahlvorschlägen bzw. Zustimmungserklärungen
und Unterschriften,
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• gemäß § 39 Bestimmungen über die Einbringung von
Ersatzvorschlägen, Ergänzungsvorschlägen und Än-
derungen des Wahlvorschlages,

• gemäß § 40 die Kundmachung über die Vorausset-
zungen für die Einbringung von Wahlvorschlägen für
die Wahl des Bürgermeisters sowie die Voraussetzun-
gen für die Einbringung,

• gemäß § 41 Bestimmungen über die Zurückziehung
der Zustimmungserklärung, über den Tod oder Ver-
lust der Wählbarkeit eines Wahlwerbers für die Wahl
des Bürgermeisters sowie Bestimmungen über die
Zurückziehung eines Wahlvorschlages für die Wahl
des Bürgermeisters,

• gemäß § 42 Bestimmungen über die Prüfung der Wahl-
vorschläge und der eingebrachten Koppelungen sowie
über die Behebung von Mängeln,

• gemäß § 43 Bestimmungen über die endgültige Prü-
fung der Wahlvorschläge,

• gemäß § 44 die Entscheidung über die Wahlvorschläge
und die Koppelungen und

• gemäß § 45 die Kundmachung der Wahlvorschläge und
der Koppelungen.

In all diesen Angelegenheiten der Wahlwerbung –
genauso wie in allen anderen in der TGWO geregelten
Bestimmungen über das Wahlverfahren – handelt der
Bürgermeister als Wahlleiter entsprechend den Bestim-
mungen der TGWO in strenger Unparteilichkeit.

In allen anderen in der TGWO nicht geregelten An-
gelegenheiten der Wahlwerbung – wie dies auch für die
vom Beschwerdeführer angeführte Richtigstellung des
Gemeindevorstandes zutrifft – ist der Bürgermeister
entweder als Organ der Gemeinde bzw. des Gemeinde-
vorstandes entsprechend den Bestimmungen der Tiro-
ler Gemeindeordnung anzusehen oder als Zustellungs-
bevollmächtigter seiner wahlwerbenden Liste genauso
zu betrachten wie der wahlwerbende Beschwerdeführer
selbst. Er hat demzufolge sowohl als Bürgermeister als
auch als Zustellungsbevollmächtigter seiner wahlwer-
benden Partei das Recht, über das Gemeindegeschehen
in all seinen Bereichen zu berichten, unabhängig davon,
ob ein anderer Wahlwerber über dieselben Themen
innerhalb seiner Wahlwerbung berichtet. Berichte über
das Gemeindegeschehen können natürlich auch Rich-
tigstellungen von in der Öffentlichkeit falsch dargestell-
ten Sachverhalten beinhalten. Abweichungen gegenüber
dem Tätigwerden als Bürgermeister und dem Tätigwer-

den als wahlwerbende Partei ergeben sich allenfalls in
der Berechtigung der Nutzung des Gemeindewappens
und des Gemeindebriefkopfes. Handelt es sich um eine
offizielle Richtigstellung, so wird der Bürgermeister
auch den Gemeindebriefkopf und das Gemeindewappen
verwenden dürfen, davon ist man im vorliegenden Fall
ausgegangen; handelt es sich jedoch – wie in der Wahl-
anfechtung behauptet – um eine Wahlwerbung, so ist
allenfalls eine unberechtigte Nutzung des Gemeinde-
wappens zu unterstellen, nicht jedoch eine Rechtswid-
rigkeit, die mit den Bestimmungen der TGWO unver-
einbar ist.

Es muss sich bei solchen Richtigstellungen also nicht
zwingender Weise um Wahlwerbung handeln, insbeson-
dere dann nicht, wenn die Information an die Bürger
und nicht ausdrücklich an die Wähler gerichtet ist und
insbesondere auch dann nicht, wenn die Information im
Vordergrund steht und kein Wähler aufgefordert wird,
seine Stimme für eine gewisse Partei abzugeben oder
auch für eine gewisse Partei nicht abzugeben. Daher han-
delte es sich bei der Richtigstellung des Gemeindevor-
standes auch laut Ansicht der Gemeindewahlbehörde
um keine Wahlwerbung, sondern um eine Richtigstel-
lung von Tatsachen im öffentlichen Interesse, um kein
falsches Bild von der Arbeit des gesamten Gemeinde-
rates und der Gemeindeverwaltung zu erwecken. Und
um dieses öffentliche Interesse an der Richtigstellung
der Gemeindearbeit zu dokumentieren, hat sich der
Gemeindevorstand gemeinsam und außerhalb der Wahl-
werbung dazu entschlossen, die Richtigstellung in offi-
zieller Form vorzunehmen. Auch hat der Gemeinde-
vorstand in der Richtigstellung ausdrücklich betont,
dass dem Listenführer der Liste 7 der Einzug in den
neuen Gemeinderat ohne weiteres wieder gegönnt wird
und die Richtigstellung nur erfolgen musste, weil der
Listenführer der Liste 7 einige Angelegenheiten des
Gemeindegeschehens falsch dargestellt hat. Wenn die
Verbreitung falscher Nachrichten entsprechend den Be-
stimmungen des StGB zu einer Zeit, da eine Gegenäuße-
rung nicht mehr wirksam verbreitet werden kann, straf-
bar ist, dann kann es umgekehrt doch nicht der Fall sein,
dass eine Richtigstellung, die ohne weiteres bewiesen
werden kann und wofür der gesamte Gemeindevorstand
mit seiner Unterschrift haftet, zu einer Aufhebung einer
Gemeinderatswahl führt. Es kann in einem Rechtsstaat
doch nicht sein, dass es erlaubt ist Unwahrheiten zu
verbreiten und diejenigen bestraft werden, die mit In-
formationen an die Bürger diese Unwahrheiten richtig
stellen.
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Wenn in der Wahlanfechtung weiters davon gespro-
chen wird, dass es nicht zu den Aufgaben des Bürger-
meisters gehört, in die Wahlwerbung der einzelnen Wäh-
lergruppen einzugreifen, diese zu kommentieren, rich-
tig zu stellen oder gar zu verzerren, so wäre ein Bürger-
meister mit seiner Liste in seinem Recht auf Wahlwer-
bung mehr eingeschränkt als jeder andere Wahlwerber.
Schon allein eine derartige Auslegung des Gesetzes ist
daher unmöglich. Wenn nun in weiterer Folge vom Be-
schwerdeführer vorgeworfen wird, dass der Bürger-
meister und die weiteren Gemeindevorstandsmitglieder
alle gemeinsam in die Wahlwerbung eingegriffen haben,
so ist dies nur ein Ausdruck dafür, dass alle übrigen im
Gemeinderat vertretenen Parteien (und somit mehrere
wahlwerbende Parteien gemeinsam) der Bevölkerung
mitteilen wollten, dass einige Inhalte der Wahlwerbung
des Listenführers der Liste 7 so weit weg von jeglicher
Realität waren, dass gemeinsam eine objektive Richtig-
stellung zweckdienlich schien. Diese Richtigstellung
hätte der Bürgermeister alleine oder der Bürgermeister
mit seiner wahlwerbenden Liste genauso machen kön-
nen wie eben jede einzelne wahlwerbende Liste in einem
gesonderten Schreiben oder der Gemeindevorstand,
dem es im Gesetz nirgendwo verboten wird, Tatsachen,
die in der Öffentlichkeit falsch dargestellt werden, rich-
tig zu stellen.

Und sollte diese Richtigstellung dennoch als Wahl-
werbung ausgelegt werden, so wird es in der Wahlwer-
bung und auch auf das Ergebnis der Gemeinderatswah-
len keinen Unterschied machen, ob mehrere Parteien
einzeln die notwendigen Richtigstellungen vor der Wahl
vornehmen oder ob es der Gemeindevorstand ist, in dem
die Vertreter von drei wahlwerbenden Parteien sitzen.

Diesfalls könnte das Schreiben des Gemeindevor-
standes durch die Nutzung des Gemeindebriefkopfes
bzw. des Gemeindewappens allenfalls als Übertretung
der Bestimmungen der Tiroler Gemeindeordnung gese-
hen werden, nie jedoch als Wahlwerbung, die einen Ein-
fluss auf das Wahlergebnis gehabt hätte, weil auch ent-
sprechende Richtigstellungen aller einzelnen im Ge-
meinderat vertretenen wahlwerbenden Parteien diesel-
ben Auswirkungen auf das Wahlergebnis gehabt hätten.

Auf die Bestimmungen des § 264 StGB muss nicht
näher eingegangen werden, weil es sich um eine korrekte
objektive Richtigstellung von Tatsachen gehandelt hat.

Zum Zeitpunkt der Herausgabe der Richtigstellung
sei bemerkt, dass die Wahlwerbung der Liste 7 am 1. oder
2. März den Haushalten zugesandt wurde. Somit war es

dem Gemeindevorstand auch nicht oder kaum möglich,
die Richtigstellung einen Tag früher vorzunehmen. Die
Kosten des Postwurfes übernahmen die Mitglieder des
Gemeindevorstandes selbst, weil keiner wollte, dass
auch nur der Anschein entsteht, dass – sollte diese Rich-
tigstellung als Wahlwerbung ausgelegt werden – hierfür
öffentliche Mittel verwendet würden.

Weiters führt der Beschwerdeführer an, dass der Vor-
wurf des Gemeindewahlleiters sowie aller Mitglieder des
Gemeindevorstandes gegenüber einem Wahlwerber und
Spitzenkandidaten, er habe falsche Aussagen getätigt,
eine im Wahlverfahren unzulässige, das Wahlverfahren
verfälschende Vorgangsweise zumindest eines Gemein-
deorgans, nämlich des Bürgermeisters und Gemeinde-
wahlleiters darstelle und diese Richtigstellung mit der
den Wahlbehörden auferlegten strengen Unparteilich-
keit in keiner Weise zu vereinbaren sei. Dazu sei noch-
mals auf die eingangs erwähnten Bestimmungen der
TGWO hinsichtlich der Wahlwerbung verwiesen; alle in
der TGWO enthaltenen Bestimmungen über die Ab-
wicklung des gesamten Wahlverfahrens hat der Bürger-
meister in strenger Unparteilichkeit wahrgenommen.
Über die Zuständigkeit der TGWO hinausgehende Be-
richte oder Richtigstellungen zum Gemeindegeschehen
darf oder soll der Bürgermeister sogar verfassen, wenn
diese zur Aufklärung der Wahrheit dienen und damit die
Bürger vor Irrtum schützen.

Letztlich sei noch zur Gegenäußerung des Beschwer-
deführers nach der erfolgten Gemeinderatswahl Stel-
lung genommen, die keineswegs die vom Gemeinde-
vorstand vorgenommene Richtigstellung widerlegt,
sondern wiederum von Zahlen spricht, die weit weg von
jeder Realität sind.

Zusammenfassend ergibt sich, dass sowohl die Ge-
meindewahlbehörde als auch die Sonderwahlbehörde
entsprechend den Bestimmungen der TGWO gehandelt
hat, dass sich der Gemeindevorstand in der Richtigstel-
lung an die Bürger und nicht an die Wähler gewandt hat,
dass der Gemeindevorstand auch nicht für oder gegen
die Stimmabgabe an eine bestimmte Partei geworben
und damit keine Wahlwerbung betrieben hat und dass es
dem Gemeindevorstand nicht verboten ist, die Bürger
über bestimmte Angelegenheiten des Gemeindegesche-
hens aufzuklären.“

Aus den nachstehenden Erwägungen ist die anfech-
tende Partei mit dem wiedergegebenen Vorbringen im
Recht.
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Nach der ständigen Rechtsprechung des Verfassungs-
gerichtshofes (vgl. etwa VfSlg. 3000/1956, 4527/1963,
13.839/1994 und 14.371/1995) liegt den Art. 26, 95 und
117 Abs. 2 B-VG das Prinzip der Freiheit der Wahlen
(zum Nationalrat, zu den Landtagen und zu den Ge-
meinderäten) zugrunde (vgl. darüber hinaus die aus-
drücklichen Regelungen betreffend das freie Wahlrecht
in den – im Verfassungsrang stehenden – Bestimmungen
des Art. 8 des StV Wien sowie des Art. 3 des 1. ZPEMRK).

Aus dem Grundsatz des freien Wahlrechtes wird ins-
besondere auch die Freiheit der Wahlwerbung abgelei-
tet. Demnach darf die Wahlwerbung nicht sinnwidrig
beschränkt und der Wähler in der Freiheit seiner Wahl
nicht in rechtlicher oder faktischer Weise beeinträchtigt
werden (vgl. VfSlg. 3000/1956, 4527/1963, 7821/1976,
13.839/1994, 14.371/1995).

Durch den in der Anfechtungsschrift als rechtswid-
rig gerügten Vorgang im Zusammenhang mit der Aus-
sendung des Gemeindevorstandes der Marktgemeinde
F.  an alle Haushalte in dieser Gemeinde wurde die ver-
fassungsgesetzlich verbürgte Freiheit der Wahlen ver-
letzt.

Das ergibt sich aus folgenden Überlegungen:

Die Aussendung trägt die Merkmale eines „amt-
lichen“ Schreibens der Marktgemeinde F. , nämlich im
Briefkopf den Aufdruck „Marktgemeinde F.“ sowie das
Gemeindewappen und die Fertigungsklausel „Bürger-
meister“ bzw. „Bürgermeister-Stellv.“ bzw. „Gemeinde-
vorstand“, jeweils unter Angabe des Vor- und Familien-
namens des Amtsträgers sowie unter Beifügung seiner
Unterschrift. Damit ist diese Aussendung aber ihrem
Erscheinungsbild nach eine solche eines Gemeindeor-
ganes und nicht etwa eine – im Rahmen der Wahlwer-
bung übliche – (Meinungs-)Äußerung von Personen,
die erkennbar als Repräsentanten einer (wahlwerben-
den) Partei auftreten, mögen sie daneben auch eine staat-
liche Funktion oder – so wie hier – eine Gemeinde-
funktion inne haben.

Zudem beschränkt sich der Text der Aussendung
auch nicht bloß auf eine „Information“ der Wahlbe-
rechtigten (vgl. VfSlg. 14.371/1995) oder auf eine „Rich-
tigstellung“ gegenüber der Kritik an bestimmten Maß-
nahmen des Gemeindevorstandes (vgl. VfSlg. 3000/
1956); vielmehr wendet sich die Aussendung mit ein-
zelnen ihrer Aussagen in subjektiv wertender Weise
gegen einen bestimmten Wahlwerber. So heißt es etwa
einleitend:

„Wir möchten vorausschicken, dass wir – der Ge-
meindevorstand der Marktgemeinde F. – einem 79-jäh-
rigen ohne weiteres noch einmal den Einzug in den
Gemeinderat gönnen. Wir glauben auch, dass es der
Sch. R. nicht nötig hat, mit falschen Aussagen auf Wäh-
lerstimmenfang zu gehen, um nocheinmal in den Ge-
meinderat zu kommen.“

oder an anderer Stelle:

„Der Tourismusverband sollte kein Wahlthema sein, ...“

Damit nimmt die Aussendung aber Einfluss auf die
Wahlwerbung selbst. Dabei ist nämlich auch Folgendes
zu berücksichtigen: Gerade der Umstand, dass bei den
Wahlen zu den allgemeinen Vertretungskörpern – an-
ders etwa als bei einer Volksabstimmung, bei der die
„Abstimmungsberechtigten ... nicht dazu aufgerufen
(sind), eine Wahlpartei und damit Personen zu wählen,
sondern über eine von der gewählten gesetzgebenden
Körperschaft bereits getroffene Entscheidung einer
Sachfrage (positiv oder negativ) abzustimmen“, weshalb
eine „ ,Werbung‘ für ein positives Abstimmungsergeb-
nis“ durch staatliche Organe in bestimmten Grenzen
zulässig ist (s. VfSlg. 13.839/1994) – die Stimmbürger
zwischen mehreren Wahlparteien zu entscheiden haben,
erfordert ein besonderes Maß an Äquidistanz – hier –
der Gemeindeorgane gegenüber den wahlwerbenden
Parteien.

Nach Lage des vorliegenden Falles hat daher der Ge-
meindevorstand, also ein Organ der Gemeinde, mit die-
ser – wie oben gezeigt – ihm zuzurechnenden Aussen-
dung in unzulässiger Weise Einfluss auf die Wahlwer-
bung genommen. Angesichts dessen kommt es nicht
mehr darauf an, ob die Kosten dieser als „Richtigstel-
lung des Gemeindevorstandes“ bezeichneten Aussen-
dung aus Mitteln der Gemeinde getragen wurden oder
von den Mitgliedern des Gemeindevorstandes.

Somit wurde durch die in Rede stehende Aussendung
die bundesverfassungsgesetzlich gewährleistete Freiheit
der Wahlen verletzt.

Im Hinblick auf die Art der erwiesenen Rechtswid-
rigkeit ist weiters davon auszugehen, dass diese auf das
Wahlergebnis von Einfluss sein konnte.

Der Wahlanfechtung war daher stattzugeben und das
Verfahren zur Wahl des Gemeinderates der Marktge-
meinde F. am 7. März 2004, von der Wahlausschreibung
an (vgl. VfSlg. 3000/1956), aufzuheben.
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In der Budgetplanung 2005 des Gemeindeausgleichs-
fonds wurden für den Verwendungszweck „Bedarfszu-
weisungen zum Gebührenhaushalt Kanal“ drei Millio-
nen Euro reserviert, da die Gemeinden im Zusammen-
hang mit der Errichtung der erforderlichen Ortskanali-
sation – speziell für entlegene Ortsbereiche – vor große
finanzielle Herausforderungen gestellt werden.

Das Geld soll jenen Gemeinden zugute kommen, die
trotz zumutbarer Gebühren nicht in der Lage sind, den
Gebührenhaushalt Kanal auszugleichen.

Die Bedarfszuweisungen werden unter folgenden
Voraussetzungen gewährt:

1. Die Gemeinde hat angemessene einmalige und lau-
fende Gebühren vorzuschreiben. Im Jahr 2004 sind E 4,30
inkl. USt. je m³ Baumasse an einmaligen und ab dem ers-
ten Ablesezeitpunkt im Jahr 2004 sind E 1,685 inkl. USt.
je m³ Wasserbezug über Wasserzähler an laufenden Ge-
bühren vorzuschreiben. Im Jahr 2005 sind E 4,39 inkl.
USt. je m³ Baumasse an einmaligen und ab dem ersten
Ablesezeitpunkt im Jahr 2005 sind E 1,72 inkl. USt. je m³
Wasserbezug über Wasserzähler an laufenden Gebühren
vorzuschreiben. Als Nachweis sind Auszüge aus den
Niederschriften über die einschlägigen Beschlüsse des
Gemeinderates und Ablichtungen von deren Kundma-
chung an der Gemeinde-Amtstafel anzuschließen.

2. Die Gemeinde ist nicht in der Lage, den Gebüh-
renhaushalt Kanal durch zumutbare einmalige und lau-
fende Gebühren auszugleichen. Als zumutbare einmali-
ge Gebühren gelten die unter Punkt 1 genannten Gebüh-
ren. Als zumutbare laufende Gebühren gelten E 2,18
inkl. USt. je m³ Wasserbezug über Wasserzähler. Als
Nachweis sind ein Auszug aus der Niederschrift über die
Genehmigung des Rechnungsabschlusses 2004 durch
den Gemeinderat, der auf den Gebührenhaushalt Kanal
Bezug habende Teil des Rechnungsabschlusses und wei-
tere Kalkulationen anzuschließen. Den weiteren Kalku-
lationen wird insbesondere der durch die Gemeinde über
laufende Gebühren verrechenbare Wasserbezug in m³, im
Falle von Mindestgebühren einschließlich einer entspre-
chenden Korrektur, zu entnehmen sein müssen.

3. Die Zahl der Gemeinden, die in ihren Kanalge-
bührenordnungen an Bemessungsgrundlagen in m³ an-
knüpfen (in der Regel Baumasse im Sinne des Tiroler
Verkehrsaufschließungsabgabengesetzes, in einzelnen
Fällen umbauter Raum im Sinne der Ö-Norm B 1.800),
überwiegt; deshalb ist in den Punkten 1 und 2 auch von
diesen Bemessungsgrundlagen die Rede. Die Abteilung
Gemeindeangelegenheiten hat in der Vergangenheit in
jenen Fällen, in denen Gemeinden an Bemessungs-
grundlagen in m² anknüpfen (in der Regel verbaute Flä-
che mal Zahl der Geschosse, in einzelnen Fällen Summe
der Bruttogeschossflächen oder eine vergleichbar dem
Grundsteuerbefreiungsgesetz 1987 definierte Nutzflä-
che) die Umrechnung in der Weise vorgenommen, dass
die Kubatur durch 3 dividiert wurde, um auf die Fläche
in m² zu kommen (beispielsweise 800 m³ : 3 ergaben
267 m²). 3 wurde deshalb genommen, da die Räume ins-
besondere im zeitgemäßen Wohnbau im Durchschnitt
etwa 3 m hoch sind. Sinngemäß wird auch im gewerb-
lich-industriellen Bereich vorzugehen sein. Wegen der
Vielfalt der in der Praxis vorkommenden Bemessungs-
grundlagen wird mit der dargestellten Methode eine
sachlich vertretbare Annäherung erzielt werden kön-
nen.

4. Der Antrag ist schriftlich, hinsichtlich des auf den
Gebührenhaushalt Kanal Bezug habenden Teiles des
Rechnungsabschlusses mit dem den gesamten Rech-
nungsabschluss enthaltenden Datenträger nach Mög-
lichkeit im Wege der automationsunterstützten Daten-
übertragung, längstens bis 15. April 2005, der Abteilung
Gemeindeangelegenheiten vorzulegen.

In der Folge ist folgende weitere Abwicklung vorge-
sehen:

Die Abteilung Gemeindeangelegenheiten hat den
Antrag inhaltlich zu prüfen und nach Tunlichkeit bis
Ende Juni 2005 einen Verteilungsvorschlag vorzulegen.
Sollte dabei mit dem eingangs vorgesehenen Betrag
nicht das Auslangen gefunden werden können, sind die
Bedarfszuweisungen im Verhältnis der Finanzkraft II
der Gemeinden 2005 zu kürzen und aufzuteilen.

15.
Bedarfszuweisungen zum Gebührenhaushalt Kanal
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Öffentliche Parkplätze oder Parkgaragen können
Teile eines Vorhabens sein, das unter anderem auch bau-
rechtlichen Bestimmungen unterliegt. Unter bestimm-
ten Umständen sind öffentlich zugängliche Parkplätze
oder Parkgaragen einem Verfahren nach den Bestim-
mungen des Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes
(UVP-G) 2000 in der Fassung BGBl. I Nr. 153/2004 zu
unterziehen. Für diese Verfahren ist die Landesregie-
rung (Abteilung Umweltschutz) als UVP-Behörde zu-
ständig. Die Baubehörde ist in diesem Verfahren „mit-
wirkende Behörde“. 

Leitfaden zur Beantwortung 
der oben gestellten Frage: 

Öffentlich zugängliche Parkplätze oder Parkgaragen
für Kraftfahrzeuge mit mindestens 1.500 Stellplätzen
für Kraftfahrzeuge sowie 

öffentlich zugängliche Parkplätze oder Parkgaragen für
Kraftfahrzeuge in schutzwürdigen Gebieten der Kate-
gorie A, B oder D mit mindestens 750 Stellplätzen für
Kraftfahrzeuge 

sind einer Umweltverträglichkeitsprüfung im verein-
fachten Verfahren zu unterziehen (Anhang 1, Z. 21 lit. a
und b des UVP-G 2000). 

Öffentlich zugängliche Parkplätze sind solche, „die
ausschließlich für Parkzwecke (wie Parkhaus, Park-and-
Ride-Anlage) oder im Zusammenhang mit einem ande-
ren Vorhaben errichtet werden (wie Kundenparkplätze
zu einem Einkaufszentrum, Besucherparkplätze eines
Freizeitparks etc.) und ohne weitere Zugangsbeschrän-
kung der Allgemeinheit zugänglich sind (auch beispiels-
weise wenn eine Parkgebühr zu entrichten ist oder Park-
plätze auf Dauer an jedermann vermietet werden). Park-
plätze, die hingegen nur einem von vornherein einge-
schränkten Nutzerkreis zugänglich sind (etwa für Lie-
feranten/Lieferantinnen oder Beschäftigte des Betriebes
– das heißt es muss eine Zugangsbeschränkung vorge-
sehen werden, die die Allgemeinheit von der Benutzung
dieses Parkplatzes ausschließt), sind demnach nicht öf-
fentlich zugängliche Parkplätze“ (Fußnote 4a des An-
hanges 1 UVP-G 2000). 

Schutzwürdige Gebiete z. B. der Kategorie D (belas-
tetes Gebiet/Luft) sind gemäß des § 1 Z. 7 der Verord-

nung, BGBl. II Nr. 300/2004, für das Bundesland Tirol
festgelegt worden. 

Kumulation: 

Bei Vorhaben, die die oben festgelegten Schwellen-
werte nicht erreichen, die aber mit anderen Vorhaben in
einem räumlichen Zusammenhang stehen oder mit die-
sem gemeinsam den jeweiligen Schwellenwert erreichen,
hat die Behörde im Einzelfall festzustellen, ob aufgrund
einer Kumulierung der Auswirkungen mit erheblichen
schädlichen, belästigenden oder belastenden Auswir-
kungen auf die Umwelt zu rechnen und daher eine Um-
weltverträglichkeitsprüfung für das geplante Vorhaben
durchzuführen ist. Eine Einzelfallprüfung ist nicht
durchzuführen, wenn das beantragte Vorhaben eine Ka-
pazität von weniger als 25% des Schwellenwertes auf-
weist. 

Bei Änderungen von Vorhaben gelten besondere Be-
stimmungen. Letztendlich ist zu prüfen, ob bei Ände-
rungen von Vorhaben, die die im § 3a Abs. 1 bis 5 
UVP-G angeführten Schwellenwerte nicht erreichen,
die aber mit anderen Vorhaben in einem räumlichen
Zusammenhang stehen, diese mit den anderen Vorha-
ben gemeinsam den jeweiligen Schwellenwert erreichen. 

Trifft dies zu, hat die UVP-Behörde im Einzelfall fest-
zustellen, ob aufgrund einer Kumulierung der Auswir-
kungen mit erheblichen schädlichen, belästigenden oder
belastenden Auswirkungen auf die Umwelt zu rechnen
und daher eine Umweltverträglichkeitsprüfung für die
geplante Änderung durchzuführen ist. 

Eine Einzelfallprüfung ist nicht durchzuführen,
wenn das beantragte Vorhaben eine Kapazität von we-
niger als 25% des Schwellenwertes aufweist. 

Ein Feststellungsverfahren kann auch auf Antrag der
„mitwirkenden Behörde“ eingeleitet werden, in dem ge-
klärt wird, ob eine UVP durchzuführen ist (§ 3 Abs. 7
UVP-G 2000). 

Kontaktperson bei der Abt. Umweltschutz 
des Amtes der Tiroler Landesregierung: 

Dr. Martin Dolp, Tel. 508/3451

Abteilung Umweltschutz, U-5026/933 
vom 15. Februar 2005

18.
Wann fallen öffentliche Parkplätze/Parkgaragen unter die Bestimmungen 

des Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes (UVP-G) 2000
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Nach § 7 Abs. 1 des Gesetzes über den Tierseuchen-
fonds, LGBl. Nr. 17/1949, in der Fassung der Gesetze
LGBl. Nr. 65/1988 und 109/2001, hat die Landesregie-
rung mit Verordnung vom 18. Dezember 2001, LGBl.
Nr. 126, festgesetzt, dass Personen, die in Tirol einen
landwirtschaftlichen Betrieb besitzen oder einen sol-
chen Betrieb als Nutznießer oder Pächter inne haben,
für jedes nachstehend angeführte, in ihrem Eigentum
befindliche Tier im Jahre 2005 folgende Beiträge zu leis-
ten haben:

1. für alle über ein Jahr alten Einhufer und über drei
Monate alten Rinder 1,50 Euro;

2. für Schweine über 50 kg Lebendgewicht sowie über
sechs Monate alte Schafe und Ziegen 0,50 Euro.

Für die Entrichtung der Pflichtbeiträge ist der im
Zeitpunkt der letzten Viehzählung (Dezember 2001)
festgestellte Bestand an Einhufern über einem Jahr und
Rindern über drei Monaten bei den einzelnen Tierhal-
tern maßgebend. Wenn der Gemeinde die genauen Zah-
len nicht bekannt sind, werden die laut Viehzählungs-
liste unter einem Jahr alten Rinder zu zwei Drittel als
über drei Monate alt angenommen und sind somit bei-
tragspflichtig. Schlachtkälber bis 300 kg sind nicht bei-
tragspflichtig.

Wie in den Vorjahren sind von den Bezirkshaupt-
mannschaften Listen zu erstellen, in die die Nummer
der Gemeinde und die von dieser zu leistenden Beträge
eingesetzt werden. Diese Liste ist bis 15. Juli 2005 an die
Gemeindeabteilung des Amtes der Tiroler Landesregie-
rung einzuschicken, worauf von dort aus die Tierseu-
chenfondsbeiträge an den Tierseuchenfonds überwiesen
werden.

Die Bezirkshauptmannschaft wolle wie bisher eine
Beitragsliste (mit Zahlenangabe der einzelnen Tiergat-
tungen) direkt an die Veterinärabteilung übermitteln.

Im Übrigen wird auf die Bestimmungen des § 7 Abs. 2
und 4 des Gesetzes über den Tierseuchenfonds verwie-
sen; diese lauten wie folgt:

(2) Die Gemeinde hat ..... die Beiträge der einzelnen
Tierbesitzer in einer Beitragsliste festzusetzen. Hiebei
ist der im Zeitpunkt der letzten Viehzählung vorhan-
dene Bestand an Einhufern über einem Jahr und Rin-
dern über drei Monaten jedes Tierbesitzers maßgebend.
Vorübergehend abwesende Tiere sind mitzuzählen. Die
am Zähltag in Schlachthäusern und auf Schlachtvieh-
märkten befindlichen Tiere sind nicht mitzuzählen.

(3) Die von der Gemeinde ausgestellte Beitragsliste
ist durch mindestens eine Woche zur öffentlichen Ein-
sicht aufzulegen. Der Zeitpunkt der Auflage ist mindes-
tens drei Tage vorher ortsüblich kundzumachen. Wenn
die in der Beitragsliste aufgenommene Tierzahl dem tat-
sächlichen Bestand am Zähltage nachweisbar nicht ent-
spricht oder wenn sich der Bestand an beitragspflichti-
gen Tieren nach dem Zähltage bis zum Tag der Verlaut-
barung der Beitragssätze verändert hat, so kann jeder
Tierbesitzer spätestens innerhalb von drei Tagen nach
Ablauf der Einsichtsfrist Einspruch erheben. Über den
Einspruch entscheidet die Gemeinde, über die Beru-
fungen die Bezirksverwaltungsbehörde endgültig.

(4) Nach Erledigung der Einspruchs- und Beru-
fungsfälle hat die Gemeinde an die Bezirksverwaltungs-
behörde eine nach der Gattung der Tiere gegliederte
Übersicht über die Zahl der beitragspflichtigen Tiere
vorzulegen. Diese legt eine Gesamtübersicht der Lan-
desregierung vor.

Veterinärdirektion 
Zahl IIIe-43/157 vom 16. Februar 2005

19.
Tierseuchenfonds; Pflichtbeiträge
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Dezember 2004 Jänner 2005
(endgültig) (vorläufig)

Index der Verbraucherpreise 2000
Basis: Durchschnitt 2000 = 100 109,6 109,7

Index der Verbraucherpreise 96
Basis: Durchschnitt 1996 = 100 115,3 115,4

Index der Verbraucherpreise 86
Basis: Durchschnitt 1986 = 100 150,8 150,9

Index der Verbraucherpreise 76
Basis: Durchschnitt 1976 = 100 234,4 234,6

Index der Verbraucherpreise 66
Basis: Durchschnitt 1966 = 100 411,4 411,8

Index der Verbraucherpreise I
Basis: Durchschnitt 1958 = 100 524,2 524,7

Index der Verbraucherpreise II
Basis: Durchschnitt 1958 = 100 525,9 526,3

Der Index der Verbraucherpreise 2000 (Basis: Durchschnitt 2000 = 100) für
den Kalendermonat Jänner 2005 beträgt 109,7 (vorläufige Zahl) und ist so-
mit gegenüber Dezember 2004 (109,6 endgültige Zahl) um 0,1% gestiegen
(Dezember 2004 gegenüber November 2004: + 0,5%). Gegenüber Jänner
2004 ergibt sich eine Steigerung um 2,9% (Dezember 2004/2003: +2,9%).

V E R B RAU C H E R P R E I S I N D E X  
F Ü R  J Ä N N E R  2 0 0 5

(vorläufiges Ergebnis)
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